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Es war der innigste Wunsch der Politik: Die Zugsparten der 

 Giganten Alstom und Siemens sollten heiraten. Der französische 

Wirtschaftsminister Bruno Le Maire und sein deutscher Kollege 

Peter Altmaier wollten den „Railbus“, einen europäischen 

Champion im Eisenbahnsektor. Doch die Wettbewerbshüter 

der Europäischen Kommission haben die Fusion gestoppt. Eine 

Entscheidung, die nicht nur technisch richtig ist, sondern auch 

gut für Europa.

So wie sie vorgeschlagen wurde, hätte die Fusion den Wett-

bewerb in „wesentlichen Teilen des Binnenmarkts erheblich 

behindert“. In fast allen Märkten überlappen sich die Aktivitäten 

der beiden Unternehmen, aus dem Zusammenschluss wäre ein 

Quasi-Monopolist entstanden: angefangen bei Hochgeschwin-

digkeitszügen, Regionalzügen und U-Bahnen bis hin zu Signal-

technik. Unter diesen Umständen sind keine Zugeständnisse 

von Alstom und Siemens vorstellbar gewesen, die die Bedenken 

der Kommission hätten ausräumen können.

Wie üblich argumentierten die Unternehmen mit erheblichen 

potentiellen Synergien. Allerdings sind diese vermeintlichen 

Synergien laut EU-Kommission nicht überprüfbar und dürften 

zudem den Kunden kaum nützen. Die europäische Eisenbahnin-

dustrie ist sehr fragmentiert, hantiert mit vielen unterschiedli-

chen Technologien und die Harmonisierung wird noch lange 

dauern. Synergien in einem solchen System zu schaffen, ist 

schwierig.

Genau das Fehlen eines gemeinsamen Standards entschärft 

Alstoms und Siemens‘ Hauptargument, die Fusion sei die einzi-

ge Möglichkeit, sich gegen den chinesischen Hersteller CRRC zu 

behaupten. Denn die Fragmentierung gibt den beiden europä-

ischen Unternehmen einen Wettbewerbsvorteil, der noch sehr 

lange halten wird. Als langjähriger Käufer von Siemens-Zügen, 

der seinen Betrieb darauf eingestellt hat, wird ein Bahnunterneh-

men kaum von einem Tag zum anderen zu einem chinesischen 

Anbieter wechseln, der andere Standards pflegt. Damit ist der 

potentielle Wettbewerb von CRRC auf Jahre hinaus nicht zu 

fürchten.

Die EU-Wettbewerbskommissarin Vestager hat also technisch 

Recht. Doch begeht sie auch, wenn sie die Fusion blockiert, 

einen „politischen Fehler“, wie der französische Wirtschafts-

minister Le Maire behauptet? Die Rhetorik ist nicht neu: Gestern 

waren es nationale Champions, heute braucht man europäische 

Champions in globalisierten Märkten, die gegen stark von der 

chinesischen Regierung subventionierte Unternehmen in 

Wettbewerb treten können. Aber europäische Champions, die zu 

Lasten des Wettbewerbs geschaffen werden, brauchen wir defi-

nitiv nicht. Alstom und Siemens sind globale Spitzenunterneh-

men, die sich lange durch Innovationen behauptet haben. Wenn 

Europa einen „Railbus“ hätte, würde dieses Unternehmen immer 

noch nicht so subventioniert werden können, wie die Chinesen 

es mit ihrem Eisenbahnbauer tun. Es sei denn, Europa wirft alle 

seine (Wettbewerbs-)Regeln und Standards über den Haufen, 

um zum neuen China zu werden. Zudem werden chinesische 

Unternehmen immer einen Kostenvorteil haben, da die Arbeits-

kosten dort auf absehbare Zeit niedriger als bei uns sein werden.

Der einzige Weg, sich in einem solchen Umfeld zu behaupten, ist 

effizienter und innovativer zu werden. In diesem Sinne erscheint 

auch die kürzlich vorgestellte „Industriestrategie 2030“ von Wirt-

schaftsminister Peter Altmaier alles andere als schlüssig. Durch 

politisch forcierte Zusammenschlüsse sogenannte Global Player 

schaffen zu wollen, ist alles andere als eine moderne Industrie-

politik. Echte „Champions“ züchtet man am ehesten, indem man 

sie wettbewerbsfähig hält. Und Voraussetzung dafür ist wieder-

um eine konsequent durchgesetzte Wettbewerbspolitik als Teil 

einer modernen Industriepolitik. Die Idee, dass der Staat besser 

als der Markt wisse, welche die Technologie der Zukunft ist und 

wie der Markt dafür auszusehen hat, ist ziemlich abwegig.

Statt Märkte abzuschotten, sollten sie offen für Wettbewerb blei-

ben, damit die schon jetzt existierenden Champions innovativer 

und produktiver werden und letztlich stärker als die Konkurrenz 

bleiben. Und wer ein Herz für Verbraucherinnen und Verbrau-

cher hat, sollte nicht zulassen, dass diese die Zeche für die 

Ambitionen europäischer Unternehmen und der Politik zahlen. 

Daher, Kommissarin Vestager: Danke!

Prof. Dr. Tomaso Duso ist Leiter der Abteilung 

Unternehmen und Märkte am DIW Berlin.  
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